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Bei dem Aufsatz, handelt es sich um die erheblich erweiterte Fassung 
eines Vortrages, den der Verfasser auf der Dritten Tagung des 
Arbeitskreises Archivierung von Unterlagen aus digitalen Systemen, 
die vom 22. bis zum 23. März 1999 beim Bundesarchiv in Koblenz 
stattfand, gehalten hat. Die Beiträge zu dieser Tagung werden in der 
Reihe Materialen aus dem Bundesarchiv veröffentlicht.

 

1. Archivpolitische Initiativen

The same access legislation should apply to records whether they are 
archives under the control of the National Archives or whether they 
are current records under the control of other departments and 
agencies of the administration.1 Mit diesem Satz fordert das 
Committee on Archival Legal Matters des International Council on 
Archives in seinen Principles for Archives and Current Records 
Legislation ein Recht auf Zugang zu Informationen des öffentlichen 
Sektors, das sich sowohl auf Registraturgut als auch auf Archivgut 
bezieht. Die Principles sollen die am Informationsrecht interessierten 
Kreise erreichen.2 Im Jahre 1997 widmete sich in Edinburgh die 
International Conference of the Round Table on Archives dem Recht 
auf Zugang zu Informationen des öffentlichen Sektors.3 Außerdem 
bereitet das Culture Committee des Europarates in Kooperation mit 
dem International Council on Archives eine Empfehlung vor, die der 
Harmonisierung der nationalen Rechte auf Zugang zu Unterlagen 
öffentlicher Stellen in Europa dienen soll.4 Ein solches Vorhaben wird 
innerhalb des Europarates auch vom Steering Committee for Human 
Rights verfolgt. Die beiden Vorhaben werden zurzeit voneinander 
abgegrenzt. Im Rahmen der Europäischen Union setzt sich eine 
Arbeitsgruppe des DLM-Monitoring Committee, das dem Historischen 
Archiv der Europäischen Kommission zugeordnet ist,5 neben anderen 
Themen des Informationsrechts auch mit dem Recht auf Zugang zu 
Informationen des öffentlichen Sektors auseinander.6 Als 
Vorsitzender der Arbeitsgruppe hat Claes Gränström, 
Stellvertretender Generaldirektor des schwedischen Reichsarchivs, die 



Forderung erhoben, das Recht auf Zugang zu Unterlagen öffentlicher 
Stellen in den Mitgliedstaaten der Europäischen Union zu 
harmonisieren.7

Der Begriff des Rechts auf Zugang zu Informationen des öffentlichen 
Sektors besitzt zwei Bedeutungen. Einerseits bezeichnet er den 
Komplex von Normen, die einen Zugang zu Unterlagen öffentlicher 
Stellen begründen.8 Dabei handelt es sich um ein Teilgebiet des 
Informationsrechts.9 Andererseits bezeichnet er ein generelles 
subjektiv-öffentliches Recht auf Zugang zu Unterlagen öffentlicher 
Stellen. In dem vorliegenden Beitrag wird der Begriff im letzteren 
Sinne verwendet. Ein Jedermann-Recht auf Zugang zu analogen und 
digitalen Aufzeichnungen, das sich nicht auf bestimmte Arten von 
Unterlagen beschränkt, ist dem deutschen Recht bisher außerhalb des 
Landes Brandenburg nicht bekannt. Die Frage, wie sich ein solches 
Recht auf die Archivierung analoger und digitaler Aufzeichnungen, 
insbesondere auf die Benutzung als Archivgut übernommener 
Aufzeichnungen, auswirken kann, bedarf noch des wissenschaftlichen 
Diskurses. Die öffentlichen Archive in Deutschland müssen deshalb 
die archivpolitischen Initiativen auf internationaler und europäischer 
Ebene sowie entsprechende rechtspolitische Initiativen auf 
europäischer und nationaler Ebene aufmerksam verfolgen.

 

2. Europäisches Recht

Die Europäische Union bemüht sich zurzeit, das Informationsrecht der 
Mitgliedstaaten zu harmonisieren. Auch das Verhältnis zwischen 
Datenzugang und Datenschutz ist Gegenstand dieser Bemühungen. 
Die Mitgliedstaaten müssen die Richtlinien der Europäischen Union10 
zum Informationsrecht in nationales Recht umsetzen und das 
nationale Recht im Lichte des Europäischen Rechts auslegen. 
Allerdings soll sich Europa nicht nur durch Einheitlichkeit, sondern 
auch durch Vielfalt auszeichnen. Es ist deshalb erforderlich, nationale 
Rechtstraditionen frühzeitig in den Willensbildungsprozeß innerhalb 
der Europäischen Union einzubringen. Dabei ist das Ziel zu verfolgen, 
sinnvolle Verbindungen zwischen Gewordenem und Werdendem zu 
schaffen.11 In diesem Abschnitt werden daher die Bestrebungen der 
Europäischen Union, den Datenzugang und den Datenschutz in den 
Mitgliedstaaten einheitlich zu gestalten, vorgestellt.

Die Richtlinie 95/46/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 24. Oktober 1995 zum Schutz natürlicher Personen bei der 
Verarbeitung personenbezogener Daten und zum freien 
Datenverkehr12 bildet den Rahmen, in dem die Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union das Datenschutzrecht entwickeln müssen.13 Die 
Regelungen der Richtlinie beziehen sich auf die automatisierte 
Verarbeitung personenbezogener Daten sowie auf die nicht 
automatisierte Verarbeitung in Dateien gespeicherter 
personenbezogener Daten.14 Auch personenbezogene Unterlagen in 
analoger Form sind Dateien im Sinne der Richtlinie.15 Allerdings 
erstreckt sich der Schutz der Richtlinie nicht auf die Verarbeitung von 
Daten, die sich auf bereits verstorbene Personen beziehen.16

Die Richtlinie bestimmt, 

1. dass die Daten nicht in einer Weise 
weiterverarbeitet werden dürfen, die mit dem Zweck, 
zu dem die Daten erhoben worden sind, nicht zu 



vereinbaren ist,17 und

2. dass die Daten nur bis zu dem Moment in nicht 
anonymisierter Form gespeichert werden dürfen, in 
dem der Zweck erreicht worden ist.18

Das Prinzip der Zweckbindung und das Anonymisierungsgebot dürfen 
jedoch für historische, statistische oder wissenschaftliche Zwecke 
durchbrochen werden, sofern das nationale Recht den Schutz der 
Privatsphäre auf andere Weise garantiert.19 Die Verarbeitung von 
Patientendaten und anderen sensitiven Daten ist verboten, es sei 
denn, es liegt eine von der Richtlinie oder vom nationalen Recht 
ausdrücklich vorgesehene Ausnahme vor.20 Das nationale Recht kann 
die Verarbeitung sensitiver Daten zu historischen, statistischen oder 
wissenschaftlichen Zwecken vorsehen, wenn die Verarbeitung durch 
ein wichtiges öffentliches Interesse gerechtfertigt ist und der Schutz 
der Privatsphäre durch angemessene Garantien gewährleistet wird.21

Die Universitäten Tilburg und Leiden haben der Europäischen 
Kommission in einer Studie22 empfohlen, auch eine Richtlinie über 
den Zugang zu Informationen des öffentlichen Sektors zu erlassen, 
um 

1. die Legitimität von Entscheidungen öffentlicher 
Stellen durch Transparenz zu gewährleisten,

2. den Unternehmen eine Auswertung der 
Informationen des öffentlichen Sektors zu 
ermöglichen und

3. der Öffentlichkeit den Zugang zum öffentlichen 
Kulturgut, insbesondere zum öffentlichen Archiv- und 
Museumsgut, zu erleichtern.

Dabei ist auf die Möglichkeit des Zugangs zu Informationen aus 
elektronischen Systemen besonderer Wert gelegt worden.

Im Januar 1999 legte die Europäische Kommission das Grünbuch über 
die Informationen des öffentlichen Sektors in der 
Informationsgesellschaft23 vor. Der Zugang zu Informationen des 
öffentlichen Sektors wird von der Europäischen Kommission als 
Voraussetzung für die Wettbewerbsfähigkeit der europäischen 
Wirtschaft betrachtet.24 Da die Wirtschaft an personenbezogenen 
Daten ein berechtigtes Interesse habe, müsse das nationale Recht im 
Rahmen der Richtlinie 95/46/EG auch den Zugang zu 
personenbezogenen Daten eröffnen, soweit sie von öffentlichen 
Stellen gespeichert werden.25 Auf der Grundlage der bis zum 1. Juni 
1999 erbetenen Stellungnahmen wird die Europäische Kommission 
entscheiden, ob regulatorische Maßnahmen erforderlich sind, um 
Hindernisse für den Zugang zu Informationen des öffentlichen Sektors 
zu beseitigen.

Anders als die Studie der Universitäten Tilburg und Leiden führt das 
Grünbuch weder die Transparenz des Handelns öffentlicher Stellen 
noch den Zugang zu öffentlichem Kulturgut an, um die Notwendigkeit 
zu begründen, jedem Zugang zu Informationen des öffentlichen 
Sektors zu gewähren. Der Zugang Dritter zu personenbezogenen 
Daten wird in der Regel mit dem Zweck, zu dem die Daten erhoben 
worden sind, nicht vereinbar sein.



 

3. Schwedisches Recht

Wer in der Europäischen Union das Werdende sinnvoll mit dem 
Gewordenen verbinden will, wird Rechtsvergleichung betreiben 
müssen. Die Verordnungen und die Richtlinien der Europäischen 
Union müssen in die nationalen Rechtsordnungen integrierbar sein. 
Die Begriffe, die Prinzipien und die Strukturen des nationalen Rechts 
müssen respektiert werden.26 Ebenso wie Kanada27 und die 
Vereinigten Staaten von Amerika28 sehen einzelne europäische 
Staaten29 ein generelles subjektiv-öffentliches Recht auf Zugang zu 
Informationen des öffentlichen Sektors vor. In Schweden ist das 
Öffentlichkeitsprinzip (offentlighetsprincip) bereits durch das 
Pressegesetz (tryckfrihetsförordning) aus dem Jahre 1766 begründet 
worden.30 Der Vergleich des deutschen Rechts mit dem Recht 
anderer Mitgliedstaaten der Europäischen Union wird sich deshalb auf 
das schwedische Recht beschränken.

Zur Förderung eines freien Meinungsaustausches und einer 
umfassenden Information soll jeder schwedische Bürger das Recht 
haben, von öffentlichen Unterlagen Kenntnis zu nehmen. Dieser § 1 
des 2. Kapitels des Pressegesetzes31 eröffnet jedem Bürger den 
Zugang zu Unterlagen öffentlicher Stellen. Allerdings kann der 
Zugang beschränkt werden, wenn es zum Schutz bestimmter 
Interessen erforderlich ist und ein besonderes Gesetz die öffentlichen 
Stellen zu einer solchen Maßnahme ermächtigt. Die Interessen, zu 
deren Schutz der Zugang beschränkt werden darf, führt § 2 des 2. 
Kapitels des Pressegesetzes32 enumerativ auf. Dabei handelt es sich 
zum Beispiel um das Interesse an der Verhütung und der Verfolgung 
von Straftaten sowie um das Interesse am Schutz der persönlichen 
und wirtschaftlichen Verhältnisse natürlicher Personen. Als besondere 
Gesetze, auf deren Grundlage der Zugang beschränkt werden kann, 
sind das Geheimnisschutzgesetz (sekreteslag)33 und das 
Datenschutzgesetz (personuppgiftslag)34 zu nennen.35

Das Datenschutzgesetz beruht auf der Richtlinie 95/46/EG. Es ist am 
24. Oktober 1998 in Kraft getreten. Nach § 8 Abs. 1 sind die 
Vorschriften des Datenschutzgesetzes in der Weise anzuwenden, dass 
die Pflicht der öffentlichen Stellen, auch personenbezogene 
Unterlagen36 zugänglich zu machen, nicht völlig hinter den 
datenschutzgesetzlichen Pflichten zurücktritt.37 Die Vorschriften des 
Datenschutzgesetzes verhindern gemäß § 8 Abs. 2 Satz 1 auch nicht, 
dass eine öffentliche Stelle solche Unterlagen länger als zur Erfüllung 
der Aufgaben erforderlich verwahrt oder einem öffentlichen Archiv 
übergibt.38

Das Archivgesetz (arkivlag) bestimmt in § 3, dass das Archivgut 
(arkiv) öffentlicher Stellen zu bewahren sei, um 

1. dem Recht auf Zugang zu öffentlichen Unterlagen 
(allmänna handlingar),

2. den Informationsbedürfnissen der Justiz und der 
Verwaltung sowie

3. den Bedürfnissen der Forschung



gerecht werden zu können.39 Als Archivgut werden die Unterlagen 
bezeichnet, die geschlossen worden sind und bleibenden Wert 
besitzen.40 Der Status als Archivgut ist nicht von der Übernahme der 
Unterlagen durch ein öffentliches Archiv (arkivmyndighet) abhängig. 
Das generelle subjektiv-öffentliche Recht auf Zugang zu Unterlagen 
öffentlicher Stellen nach § 1 des 2. Kapitels des Pressegesetzes 
erstreckt sich auch auf Archivgut. Das Archivgesetz selbst enthält 
keine Rechtsvorschriften, die den Zugang zu Archivgut regeln.

Wenn eine öffentliche Stelle personenbezogene Unterlagen, die zur 
Erfüllung der Aufgaben nicht mehr benötigt werden, nach § 3 des 
Archivgesetzes verwahrt oder einem öffentlichen Archiv übergibt, 
werden das Prinzip der Zweckbindung und das Anonymisierungsgebot 
nach der Richtlinie 95/46/EG in zulässiger Weise durchbrochen, weil 
die öffentliche Stelle mit der Verwahrung oder der Übergabe auch 
historische, statistische oder wissenschaftliche Zwecke verfolgt. In 
den Fällen aber, in denen ein Dritter gemäß § 1 des 2. Kapitels des 
Pressegesetzes den Zugang zu öffentlichen Unterlagen beantragt, die 
sich auf noch lebende Personen beziehen, mit dem Zugang aber 
weder den Zweck, zu dem die Unterlagen entstanden sind, noch 
historische, statistische oder wissenschaftliche Zwecke verfolgt, 
würde der Zugang in der Regel das Prinzip der Zweckbindung 
verletzen.

 

4. Deutsches Recht

4.1 Aktuelle verfassungsrechtliche Tendenzen

Nach Art. 5 Abs. 1 Satz 1 GG hat jeder das Recht, sich aus allgemein 
zugänglichen Quellen ungehindert zu unterrichten.41 Allgemein 
zugänglich sind Quellen, die technisch geeignet und bestimmt sind, 
der Allgemeinheit, d.h. einem individuell nicht bestimmbaren 
Personenkreis, Informationen zu verschaffen. Bei den Unterlagen 
öffentlicher Stellen handelt es sich in der Regel nicht um allgemein 
zugängliche Quellen.42 Das Grundrecht auf Informationsfreiheit 
begründet keinen verfassungsunmittelbaren Anspruch auf Zugang zu 
Unterlagen öffentlicher Stellen.

In den Fällen, in denen der Zugang zu Unterlagen öffentlicher Stellen 
beantragt wird, um wissenschaftliche Zwecke zu verfolgen, ist der 
Schutzbereich des Art. 5 Abs. 3 Satz 1 GG, der die Freiheit von 
Wissenschaft, Forschung und Lehre garantiert, betroffen. Allerdings 
ergibt sich auch aus dem Grundrecht auf Wissenschaftsfreiheit kein 
verfassungsunmittelbarer Anspruch auf Zugang zu Unterlagen 
öffentlicher Stellen.43

Nach Ansicht von Spiros Simitis, Professor an der Juristischen 
Fakultät der Universität Frankfurt am Main, soll das Grundrecht auf 
informationelle Selbstbestimmung die kommunikative Kompetenz des 
Einzelnen gewährleisten.44 Eine verfassungsrechtliche Regelung, die 
sich an der Bedeutung des informationellen Selbstbestimmungsrechts 
für die Kommunikationsfähigkeit des einzelnen orientiert, bleibt º 
solange unvollständig, wie sie nicht auch das Recht auf Zugang zu 
den Daten der öffentlichen Verwaltung garantiert, zumal nur auf diese 
Weise die Voraussetzung für eine sorgfältig abgestimmte, den Schutz 
jeder der in Betracht kommenden Grundrechte konkretisierende 
gesetzliche Regelung geschaffen werden kann.45 Andere Rechtslehrer 



deuten das Grundrecht auf informationelle Selbstbestimmung bereits 
als Grundrecht auf kommunikative Selbstbestimmung, das sowohl 
den Datenschutz als auch den Datenzugang gewährleiste. Dem 
Einfluß, den die Informations- und Kommunikationstechnologie auf 
viele Lebensbereiche ausübe, könne nur durch eine solche 
Interpretation Rechnung getragen werden.46

Das Grundrecht auf informationelle Selbstbestimmung ist aber vom 
Bundesverfassungsgericht aus den Art. 2 Abs. 1 und 1 Abs. 1 GG 
abgeleitet worden, um den Einzelnen vor einer unbegrenzten 
Verarbeitung der auf seine Person bezogenen Daten zu schützen.47 
Dabei hat das Gericht die Forderung erhoben, dass eine 
Einschränkung des Grundrechts auf informationelle Selbstbestimmung 
auf einer gesetzlichen Grundlage beruhen müsse, aus der sich die 
Voraussetzungen und der Umfang der Einschränkung klar und für den 
Bürger erkennbar ergeben würden und die dem rechtsstaatlichen 
Gebot der Normenklarheit entspreche.48 In der Konzeption des 
Gerichts soll das Grundrecht auf informationelle Selbstbestimmung 
den Datenschutz und nicht den Datenzugang gewährleisten.

Eine verfassungsrechtliche Regelung des Zugangs zu Unterlagen 
öffentlicher Stellen enthält jedoch der Art. 21 Abs. 4 der Verfassung 
des Landes Brandenburg.

 

4.2 Rechte auf Zugang zu Registraturgut

4.2.1 Das Prinzip der beschränkten Aktenöffentlichkeit

Der Zugang zu Registraturgut erfolgt außerhalb des Landes 
Brandenburg nach dem Prinzip der beschränkten 
Aktenöffentlichkeit.49 Das Amtsgeheimnis50 und das 
Datengeheimnis51 schränken den Zugang ein. Zu Registraturgut, das 
personenbezogene Daten52 enthält und deshalb dem Datengeheimnis 
unterliegt, darf der Zugang nur aufgrund einer Rechtsvorschrift oder 
einer Einwilligung des Betroffenen eröffnet werden.53 Das Prinzip der 
beschränkten Aktenöffentlichkeit beruht in der Regel auf einem 
Verbot mit Erlaubnisvorbehalt.

Aus dem Grundrecht auf Wissenschaftsfreiheit ergibt sich ein 
Anspruch auf ermessensfehlerfreie Entscheidung, wenn der Zugang 
zu Registraturgut, das keine personenbezogenen Daten enthält, für 
wissenschaftliche Zwecke beantragt wird.54 Andere Zwecke vermögen 
einen solchen Anspruch nicht zu begründen.

Die Datenschutzgesetze des Bundes und der Länder bestimmen, dass 
die öffentlichen Stellen natürlichen Personen oder juristischen 
Personen des privaten Rechts55 den Zugang zu Registraturgut, in 
dem personenbezogene Daten enthalten sind, gewähren dürfen, es 
sei denn, schutzwürdige Interessen des Betroffenen schließen den 
Zugang aus. Die Antragsteller müssen ein berechtigtes56 oder sogar 
ein rechtliches57 Interesse glaubhaft machen.58

Außerdem privilegieren die Datenschutzgesetze des Bundes59 und der 
Länder60 die wissenschaftliche Forschung. Die öffentlichen Stellen 
sind berechtigt, Registraturgut, das personenbezogene Daten enthält, 
für wissenschaftliche Zwecke zugänglich zu machen.61



Obwohl die Frist zur Umsetzung der Richtlinie 95/46/EG bereits am 
24. Oktober 1998 abgelaufen ist, sind bisher lediglich die 
Datenschutzgesetze der Länder Brandenburg62 und Hessen63 nach 
den Vorgaben der Richtlinie novelliert worden.64 Ein Entwurf der 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen zur Novellierung des 
Bundesdatenschutzgesetzes65 ist in der 13. Legislaturperiode auf 
Empfehlung des Innenausschusses66 vom Bundestag abgelehnt 
worden.67 In der wissenschaftlichen Diskussion ist die Forderung 
erhoben worden, die Umsetzung der Richtlinie mit einer 
grundlegenden Reform des Datenschutzrechts zu verbinden.68 Die 
Datenschutzgesetze, die den Zugang zu personenbezogenem 
Registraturgut in den Fällen erlauben, in denen der Antragsteller ein 
berechtigtes Interesse glaubhaft macht, sind im Lichte der Richtlinie 
95/46/EG in der Weise auszulegen, dass ein Interesse in der Regel 
dann nicht berechtigt ist, wenn der Antragsteller weder den Zweck, 
zu dem das Registraturgut entstanden ist, noch historische, 
statistische oder wissenschaftliche Zwecke verfolgt.69

Der Antragsteller kann nur verlangen, daß die öffentliche Stelle über 
seinen Antrag nach pflichtgemäßem Ermessen entscheidet. Allerdings 
begründen besondere Rechtsvorschriften in bestimmten Fällen ein 
Jedermann-Recht auf Zugang zu Registraturgut.

 

4.2.2 Der Zugang zu öffentlichen Registern

Die Einführung des elektronischen Handelsregisters und des 
elektronischen Grundbuchs70 wird den Zugriff auf Informationen über 
Unternehmen und Liegenschaften wesentlich erleichtern. 
Auskunftssysteme werden berechtigten Personen oder Stellen die 
Möglichkeit bieten, Informationen aus den öffentlichen Registern on-
line abzurufen. Besondere Rechtsvorschriften begründen Jedermann-
Rechte auf Zugang zu öffentlichen Registern.71

Nach § 9 Abs. 1 HGB ist jedem die Einsicht in das Handelsregister 
gestattet. Allerdings ist die Einsicht zu versagen, wenn mit dieser ein 
unlauterer und rechtswidriger Zweck verfolgt werden soll.72 Das 
Recht auf Einsicht nach § 9 Abs. 1 HGB erstreckt sich auch auf die 
Sonderbände der Registerakten,73 in die die zum Handelsregister 
eingereichten Schriftstücke aufzunehmen sind.74 Wer die Einsicht in 
die Hauptbände der Registerakten, die die sonstigen Unterlagen 
enthalten, beantragt, hat lediglich einen Anspruch auf 
ermessensfehlerfreie Entscheidung nach § 34 Abs. 1 Satz 1 FGG.75 
Natürliche Personen und juristische Personen des privaten Rechts 
dürfen gemäß § 9 a Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 HGB Zugang zum 
Auskunftssystem des elektronischen Handelsregisters erhalten, soweit 
der Abruf von Daten zur Wahrnehmung eines berechtigten beruflichen 
oder gewerblichen Interesses erfolgen soll.76

Nach § 12 Abs. 1 Satz 1 GBO ist jedem die Einsicht in das Grundbuch 
gestattet, der ein berechtigtes Interesse darlegt. Das Interesse an der 
Einsicht in das Grundbuch ist berechtigt, wenn der Antragsteller ein 
verständiges, durch die Sachlage gerechtfertigtes Interesse 
verfolgt.77 Die auf den §§ 873, 891 bis 893 BGB beruhende 
materielle Publizität des Grundbuchs setzt die sich aus § 12 Abs. 1 
GBO ergebende formelle Publizität voraus.78 Für die Regelung des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs 



- dass Rechte an Liegenschaften durch die Eintragung in das 
Grundbuch begründet werden,79

- dass die Person, die die Richtigkeit des Grundbuchs in Frage 
stellt, die Beweislast trägt und

- dass die Person, die bei einem Rechtsgeschäft auf den Inhalt 
des Grundbuchs81 Mit dieser Auslegung des berechtigten 
Interesses ist ein Recht auf Einsicht in das Grundbuch aus 
öffentlichen Interessen nicht vereinbar.82 Für die Einsicht in 
das Grundbuch zu historischen und wissenschaftlichen 
Zwecken wird in der Rechtslehre auf Regelungen in 
Verwaltungsvorschriften der Landesjustizverwaltungen 
verwiesen.83 Dabei wird verkannt, dass der Zugang zu 
Unterlagen, die personenbezogene Daten enthalten, einer 
gesetzlichen Grundlage bedarf. Der unbestimmte 
Rechtsbegriff des berechtigten Interesses in § 12 Abs. 1 Satz 
1 GBO ist im Lichte sowohl der Richtlinie 95/46/EG als auch 
des Art. 5 Abs. 3 Satz 1 GG auszulegen. Die genetische und 
systematische Auslegung, nach der sich das berechtigte 
Interesse lediglich aus dem Konnex zwischen materieller und 
formeller Publizität ergebe, reicht daher zur Interpretation des 
§ 12 Abs. 1 Satz 1 GBO nicht aus. Eine mit dem Europäischen 
Recht und dem nationalen Verfassungsrecht konforme 
Interpretation wird auch historische und wissenschaftliche 
Interessen als berechtigte Interessen anerkennen müssen.84

Jedem, der ein berechtigtes Interesse darlegt, ist nach den §§ 
12 Abs. 1 Satz 2 GBO, 46 Abs. 1 GBV auch die Einsicht in die 
Grundakten gestattet.85 Der Zugang zum Auskunftssystem 
des elektronischen Grundbuchs darf 

1. den in § 133 Abs. 2 Satz 2 GBO genannten 
Personen und Stellen86 und

2. gemäß § 133 Abs. 4 GBO solchen Personen 
und Stellen, die durch ein elektronisches 
Zeichen versichern, dass sie

a) die Einwilligung des 
Eigentümers besitzen oder

b) die Zwangsvollstreckung in 
die Liegenschaft betreiben,87

gewährt werden.

 

4.2.3 Der Zugang zu geographischen Informationen

In der Landesverwaltung Baden-Württemberg befinden sich 
das Automatisierte Liegenschaftskataster-Informationssystem 
(ALKIS), das Amtliche Topographisch-Kartographische 
Informationssystem (ATKIS), das Umweltinformationssystem 
(UIS) und als Teil des letzteren das Automatisierte 
Wasserbuch (AWB) in der Entwicklung oder bereits im 
Einsatz.88 Auch die Bundesverwaltung und andere 



Landesverwaltungen führen Geographische 
Informationssysteme ein. Der Zugang zu geographischen 
Informationen ist in bundes- und landesgesetzlichen 
Vorschriften geregelt.

Natürlichen Personen und juristischen Personen des privaten 
Rechts darf gemäß § 5 c Abs. 3 Satz 1 VermG BW der Zugang 
zum Liegenschaftskataster eröffnet werden, wenn sie ein 
berechtigtes Interesse glaubhaft machen und keine 
überwiegenden schutzwürdigen Interessen der Betroffenen 
entgegenstehen.89 § 12 Abs. 3 Satz 3 VermKatG NW verlangt 
lediglich, dass der Antragsteller ein berechtigtes Interesse 
darlegt.

Aus § 16 VermG BW ist zu entnehmen, dass die zuständigen 
öffentlichen Stellen jedem Zugang zu den Ergebnissen der 
Landesvermessung gewähren dürfen.90 Dagegen setzt § 6 
Abs. 2 VermKatG NW voraus, dass der Antragsteller ein 
berechtigtes Interesse darlegt, öffentliche Interessen nicht 
entgegenstehen und eine sachgerechte Verwendung der zu 
übermittelnden Daten gewährleistet ist.

Am 16. Juli 1994 ist in Umsetzung der Richtlinie 90/313/EWG 
des Rates vom 7. Juni 1990 über den freien Zugang zu 
Informationen über die Umwelt91 das 
Umweltinformationsgesetz (UIG) vom 8. Juli 1994 in Kraft 
getreten.92 Nach § 4 Abs. 1 Satz 1 UIG haben natürliche 
Personen und juristische Personen des privaten Rechts93 ein 
subjektiv-öffentliches Recht auf Zugang zu Informationen 
über die Umwelt94, die von einer öffentlichen Stelle, der 
Aufgaben des Umweltschutzes obliegen,95 gespeichert 
werden. Aufgrund einer von der Richtlinie 90/313/EWG96 
gebotenen97 teleologischen Reduktion des § 7 Abs. 1 Nr. 2 
UIG erstreckt sich der Anspruch auch auf Unterlagen zu 
laufenden Verwaltungsverfahren. In den übrigen Fällen des § 
7 Abs. 1 UIG ist der Anspruch zum Schutz öffentlicher 
Interessen ausgeschlossen. Der Schutz privater Interessen 
richtet sich nach § 8 Abs. 1 und 3 UIG. Aufzeichnungen, die 
dem Datengeheimnis unterliegen98 oder Betriebs- und 
Geschäftsgeheimnisse enthalten,99 dürfen nur dann 
zugänglich gemacht werden, wenn sich aus der Abwägung 
des Interesses am Datenschutz mit dem Interesse am 
Datenzugang ein Vorrang des letzteren ergibt. Die 
Entscheidung, in welcher Form der Zugang eröffnet wird, liegt 
gemäß § 4 Abs. 1 Satz 2 UIG im Ermessen der öffentlichen 
Stelle. Allerdings ist das Auswahlermessen auf solche Formen 
beschränkt, die im wesentlichen die gleiche Eignung zur 
Vermittlung der Informationen besitzen.100

Die Einsicht in das Wasserbuch ist nach § 160 Abs. 1 Satz 1 
LWG NW jedem gestattet.101 Als lex specialis geht § 160 Abs. 
1 Satz 1 LWG NW dem § 4 Abs. 1 Satz 1 UIG vor.102 In 
Baden-Württemberg wurde der bisherige § 117 WG BW, der 
den Zugang zum Wasserbuch regelte,103 durch das Gesetz 
zur Vereinfachung und Beschleunigung wasserrechtlicher 
Verfahren vom 16. Juli 1998104 aufgehoben. Nach Auffassung 
des Gesetzgebers wird der Zugang zum Wasserbuch durch § 
4 Abs. 1 Satz 1 UIG hinreichend gewährleistet.105

Während die Normen, die sich mit dem Zugang zu 
Informationen über die Erdoberfläche befassen, lediglich 



einen Anspruch auf ermessensfehlerfreie Entscheidung 
gewähren, begründen die Rechtsvorschriften, die den Zugang 
zu Informationen über die Umwelt regeln, ein subjektiv-
öffentliches Recht auf Zugang zu analogen und digitalen 
Aufzeichnungen.

 

4.3 Rechte auf Zugang zu Archivgut

4.3.1 Das Prinzip der Trennung von Archiv und 
Verwaltung

Aufgrund der Archivgesetze des Bundes106 und der Länder107 
sind die öffentlichen Stellen verpflichtet, Unterlagen in 
analoger oder digitaler Form, die zur Erfüllung der Aufgaben 
nicht mehr benötigt werden, dem zuständigen öffentlichen 
Archiv anzubieten. Das öffentliche Archiv entscheidet, welche 
Unterlagen dem Archiv zu übergeben und welche Unterlagen 
zu vernichten sind.108 Die Archivgesetze ermächtigen die 
öffentlichen Stellen, den öffentlichen Archiven auch Daten, die 
dem Datengeheimnis oder einem besonderen Geheimnis109 
unterliegen, zu übermitteln.110

Die Übergabe an das öffentliche Archiv verändert die 
öffentlich-rechtliche Eigenschaft der Unterlagen. Aus dem 
Registraturgut wird Archivgut. Die Unterlagen werden von 
öffentlichen Sachen im Verwaltungsgebrauch zu öffentlichen 
Sachen im Anstaltsgebrauch umgewidmet. Sie erhalten eine 
andere öffentlich-rechtliche Zweckbestimmung. Das 
Verfügungsrecht an den Unterlagen geht von der öffentlichen 
Stelle auf das öffentliche Archiv über.111 Den Rechtsfolgen 
der Übergabe liegt das Prinzip der Trennung von Verwaltung 
und Archiv112 zugrunde.

Werden Unterlagen, die dem Datengeheimnis oder einem 
besonderen Geheimnis unterliegen, an die öffentlichen 
Archive übergeben, so werden das Prinzip der 
Zweckbindung113 und das Löschungsgebot114 durchbrochen. 
Das Prinzip der Trennung von Verwaltung und Archiv bietet 
jedoch die Gewähr, dass die Übergabe nicht zu einem 
unverhältnismäßigen Eingriff in die Rechte der Betroffenen 
führt. Darüber hinaus können die öffentlichen Archive auf der 
Grundlage dieses Prinzips das Vertrauen in Anspruch nehmen, 
das erforderlich ist, um elektronischen Unterlagen, die auch 
als Archivgut in digitaler Form verwahrt werden, Authentizität 
im juristischen Sinne zu vermitteln.115

Wenn ein öffentliches Archiv personenbezogene Unterlagen 
als Archivgut übernimmt, werden das Prinzip der 
Zweckbindung und das Anonymisierungsgebot nach der 
Richtlinie 95/46/EG durchbrochen, aber nicht verletzt, weil 
das Archiv mit der Übernahme auch historische, statistische 
oder wissenschaftliche Zwecke verfolgt. Nach dem 
schwedischen Recht ist der Status als Archivgut nicht von der 
Übernahme der Unterlagen durch ein öffentliches Archiv 
abhängig. Ein Prinzip der Trennung von Verwaltung und 
Archiv, mit dem die Durchbrechung des Prinzips der 
Zweckbindung und des Anonymisierungsgebots ausgelichen 
würde, ist der schwedischen Rechtsordnung unbekannt.



 

4.3.2 Der Zugang aufgrund archivgesetzlicher 
Vorschriften

In der letzten Phase des life cycle von Unterlagen wird das 
Prinzip der beschränkten Aktenöffentlichkeit durchbrochen, 
indem die Archivgesetze des Bundes116 und der Länder117 ein 
Jedermann-Recht auf Nutzung von Archivgut nach Ablauf der 
Schutz- oder Sperrfristen begründen.118 Vor Ablauf der 
Fristen ist in der Regel ein Anspruch auf ermessensfehlerfreie 
Entscheidung über deren Verkürzung gegeben. Nach Ablauf 
der Fristen darf jeder das Archivgut ohne Einschränkungen 
benutzen, es sei denn, es liegt eine der in den 
Archivgesetzen119 durch unbestimmte Rechtsbegriffe120 
umschriebenen Ausnahmen vor. An die Stelle des Verbots mit 
Erlaubnisvorbehalt tritt die Erlaubnis mit Verbotsvorbehalt.121

Auf das Erfordernis, ein berechtigtes Interesse darzulegen 
oder glaubhaft zu machen, verzichten lediglich die 
Archivgesetze des Bundes und der Länder Berlin und 
Schleswig-Holstein.122 Allerdings ist der Begriff des 
berechtigten Interesses im archivgesetzlichen Sinne sehr weit 
zu fassen. Ein den Zugang zu Archivgut erschwerendes 
Hindernis stellt das Erfordernis, ein solches Interesse geltend 
zu machen, nicht dar.123

Mit dem differenzierten System der Schutz- oder Sperrfristen 
haben die Gesetzgeber einen an formalen Kriterien 
orientierten Rahmen geschaffen, in dem das Interesse am 
Datenzugang und das Interesse am Datenschutz zum 
Ausgleich zu bringen sind.124 Dabei wird zwischen 

1. den kürzeren allgemeinen Fristen von 10125 
oder 30126 Jahren nach der Entstehung der 
Unterlagen,

2. den längeren allgemeinen Fristen von 
30127, 50128, 60129 oder 80130 Jahren nach 
der Entstehung der Unterlagen, wenn letztere 
einem besonderen Geheimnis unterliegen, 
sowie

3. den personenbezogenen Fristen

a) von 10131 oder 30132 
Jahren nach dem Tod des 
Betroffenen,

b) von 90133, 100134 oder 
110135 Jahren nach der Geburt 
des Betroffenen, wenn das 
Todesdatum nicht bekannt, 
nicht feststellbar oder nicht mit 
vertretbarem Aufwand 
feststellbar ist, und



c) von 60136 oder 70137 
Jahren nach der Entstehung 
der Unterlagen, wenn weder 
das Geburtsdatum noch das 
Todesdatum bekannt, 
feststellbar oder mit 
vertretbarem Aufwand 
feststellbar ist,138

unterschieden. Auf der Ebene der Länder Baden-
Württemberg, Bayern, Brandenburg, Bremen, Hamburg, 
Hessen, Nordrhein-Westfalen, Sachsen, Schleswig-Holstein 
und Thüringen sind auf Unterlagen, die einer Rechtsvorschrift 
des Bundes über Geheimhaltung unterliegen und sich auf 
einen Lebenssachverhalt beziehen, zu dessen Regelung der 
Bund die Gesetzgebungszuständigkeit besitzt, die längere 
allgemeine Frist und die personenbezogenen Fristen des 
Bundesarchivgesetzes anzuwenden.139

Die Archivgesetze differenzieren zwischen den Unterlagen, die 
personenbezogene Daten enthalten,140 und solchen, die sich 
nach ihrer Zweckbestimmung oder nach ihrem wesentlichen 
Inhalt auf eine natürliche Person beziehen.141 Für Archivgut, 
das personenbezogene Daten enthält, gelten die 
personenbezogenen Fristen nur dann, wenn es sich nach 
seiner Zweckbestimmung oder nach seinem wesentlichen 
Inhalt auf eine natürliche Person bezieht. Ist dieses nicht der 
Fall, wird das Datengeheimnis lediglich durch die kürzere 
allgemeine Frist geschützt. Sie dient sowohl dem Schutz des 
Amtsgeheimnisses als auch dem Schutz des 
Datengeheimnisses.

Die Verkürzung der Fristen liegt im Ermessen der öffentlichen 
Archive.142 Allerdings setzt die Ausübung des Ermessens zum 
Teil einen durch unbestimmte Rechtsbegriffe umschriebenen 
Tatbestand voraus. Darüber hinaus dürfen personenbezogene 
Fristen nur in den Fällen verkürzt werden, in denen 

1. eine Einwilligung des Betroffenen143, seiner 
Rechtsnachfolger oder seiner Hinterbliebenen 
vorliegt144 oder

2. die Benutzung

a) zu wissenschaflichen 
Zwecken145 oder

b) zur Wahrnehmung 
berechtigter Interessen Dritter

erfolgen soll.146

Die Archivgesetze beschreiben die Tatbestände der 2. 
Alternative mit von Gesetz zu Gesetz unterschiedlichen 
unbestimmten Rechtsbegriffen. Die Verkürzung der längeren 
allgemeinen Frist des Bundesarchivgesetzes ist lediglich auf 
der Ebene der Länder Bayern, Hamburg und Saarland 
zulässig.147 Auch die längere allgemeine Frist des 
Archivgesetzes des Landes Sachsen-Anhalt ist nicht 



verkürzbar.148

Der Schutz des Amtsgeheimnisses, des Datengeheimnisses 
und der besonderen Geheimnisse wird über das System der 
Schutz- oder Sperrfristen in die öffentlichen Archive hinein 
verlängert. Mit dem Ablauf der Fristen ist in der Regel die 
Aufhebung der Geheimnisse verbunden. Eine Prüfung, ob eine 
Ausnahme von der Regel vorliegt, ist nur in besonderen Fällen 
erforderlich.149 Werden Fristen verkürzt, sind in der Regel 
Maßnahmen zu ergreifen, die verhindern, dass das Interesse 
am Datenschutz unverhältnismäßig hinter dem Interesse am 
Datenzugang zurücktritt. Als Maßnahme sehen die 
Archivgesetze der Länder Baden-Württemberg150, Hessen151, 
Saarland152, Sachsen153 und Thüringen154 ausdrücklich die 
Auflage vor, dass die Auswertung des Archivguts lediglich in 
anonymisierter Form erfolgen darf. Die öffentlichen Archive 
sind deshalb nicht in jedem Fall verpflichtet, den Inhalt des 
Archivguts einer sorgfältigen Prüfung zu unterziehen, bevor 
sie Fristen verkürzen. Das System der Schutz- oder 
Sperrfristen versetzt die öffentlichen Archive in die Lage, über 
einen Antrag auf Nutzung von Archivgut innerhalb eines für 
den Antragsteller akzeptablen Zeitraums und mit einem für 
das Archiv vertretbaren Aufwand zu entscheiden.

Auf Unterlagen, die personenbezogene Daten enthalten, sich 
aber nach ihrer Zweckbestimmung oder nach ihrem 
wesentlichen Inhalt nicht auf eine natürliche Person beziehen, 
ist die Richtlinie 95/46/EG nicht anwendbar. Die Möglichkeit, 
die allgemeinen Schutz- oder Sperrfristen auch zu anderen als 
zu primären, historischen, statistischen oder 
wissenschaftlichen Zwecken zu verkürzen, ist also bei diesen 
Unterlagen mit dem Europäischen Recht vereinbar. Außerdem 
erstreckt sich der Schutz der Richtlinie nicht auf die 
Verarbeitung von Daten, die sich auf bereits verstorbene 
Personen beziehen. Nach Ablauf der personenbezogenen 
Schutz- oder Sperrfristen ist daher eine Nutzung 
personenbezogener Unterlagen zu anderen als zu primären, 
historischen, statistischen oder wissenschaftlichen Zwecken 
auch nach dem Europäischen Recht zulässig. Die Verkürzung 
personenbezogener Fristen zur Wahrnehmung berechtigter 
Belange wird in der Regel mit dem Zweck, zu dem die 
Aufzeichnungen erstellt worden sind, vereinbar sein. Die 
Ermächtigung, personenbezogene Fristen zu 
wissenschaftlichen Zwecken zu verkürzen, entspricht 
ausdrücklich der Richtlinie. Das schwedische Recht verzichtet 
auf ein spezielles subjektiv-öffentliches Recht auf Zugang zu 
Archivgut sowie auf ein System der Schutz- oder Sperrfristen. 
Die Entscheidung über einen Antrag auf Zugang zu Archivgut 
setzt deshalb in jedem Fall eine Prüfung voraus, ob der Inhalt 
des Archivguts einen der Tatbestände erfüllt, bei denen das 
Recht auf Zugang zu öffentlichen Unterlagen beschränkt 
werden kann.

 

4.3.3 Der Zugang aufgrund besonderer 
Rechtsvorschriften

Das in den Archivgesetzen begründete Jedermann-Recht auf 
Nutzung von Archivgut kann aufgrund einer 
archivgesetzlichen Kollisionsnorm oder aufgrund der 



Kollisionsregel Lex specialis derogat legi generali. zugunsten 
eines sich aus einem anderen Gesetz ergebenden subjektiv-
öffentlichen Rechts auf Zugang zu Unterlagen öffentlicher 
Stellen zurücktreten.155 In der Regel gehen zum Beispiel die 
Rechte auf Einsicht in das Handelsregister, das Grundbuch 
und das Wasserbuch den archivgesetzlichen 
Benutzungsregelungen vor. Sofern die Rechtsvorschriften 
über den Zugang zum Liegenschaftskataster und zu den 
Ergebnissen der Landesvermessung lediglich einen Anspruch 
auf ermessensfehlerfreie Entscheidung gewähren, erweisen 
sich hingegen die Normen des Archivbenutzungsrechts als 
vorrangig. Das sich aus § 4 Abs. 1 Satz 1 UIG ergebende 
Recht auf Zugang zu Informationen über die Umwelt erstreckt 
sich nur auf solche Daten, die von einer öffentlichen Stelle, 
der Aufgaben des Umweltschutzes obliegen, gespeichert 
werden. Daher ist § 4 Abs. 1 Satz 1 UIG auf Archivgut nicht 
anwendbar.

 

4.4 Aktuelle Entwicklungen in der Gesetzgebung

4.4.1 Der Bund

In der 14. Legislaturperiode soll die Bundesregierung nach der 
Koalitionsvereinbarung zwischen SPD und Bündnis 90/Die 
Grünen vom 20. Oktober 1998156 

1. eine die Richtlinie 95/46/EG umsetzende 
Novelle des Bundesdatenschutzgesetzes und

2. den Entwurf eines 
Informationsfreiheitsgesetzes

in den Bundestag einbringen. Die Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen hatte bereits in der 13. Legislaturperiode den Entwurf 
eines Gesetzes zur Gewährleistung des freien Zugangs zu 
amtlichen Informationen (Informationsfreiheitsgesetz – IFG)
157 vorgelegt. Der Bundestag hat den Entwurf am 24. Juni 
1998 der Empfehlung des Innenausschusses158 folgend 
abgelehnt.159

Nach § 4 Abs. 1 Satz 1 des Entwurfs soll jeder ein Recht auf 
Zugang zu Unterlagen öffentlicher Stellen haben. Auf das 
Erfordernis, ein berechtigtes Interesse geltend zu machen, 
wird verzichtet. Der Schutz des Datengeheimnisses und der 
besonderen Geheimnisse soll durch eine Reihe von 
Ausnahmen gewährleistet werden. Die Kollisionsregeln des § 
2 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 3 des Entwurfs lassen eine Aussage 
über das Verhältnis des Informationsfreiheitsgesetzes zum 
Bundesarchivgesetz vermissen.160 In dem Entwurf wird 
insbesondere nicht berücksichtigt, dass § 5 Abs. 1 bis 7 
BArchG gemäß § 5 Abs. 8 Satz 1 BArchG auch auf den 
Zugang zu Registraturgut, das vor mehr als 30 Jahren 
entstanden ist, Anwendung findet.

Im Jahre 1998 ist auf dem 62. Deutschen Juristentag in 
Bremen die Forderung erhoben worden, an Stelle der 
Novellierung des Bundesdatenschutzgesetzes und des 



Erlasses eines Informationsfreiheitsgesetzes ein 
Informationsgesetzbuch zu schaffen, das sowohl den 
Datenschutz als auch den Datenzugang regeln soll.161

 

4.4.2 Das Land Brandenburg

Am 20. März 1998 ist das Akteneinsichts- und 
Informationszugangsgesetz des Landes Brandenburg 
(BbgAIG) vom 10. März 1998162 in Kraft getreten. Mit diesem 
Gesetz hat der Landtag seinen Auftrag aus Art. 21 Abs. 4 der 
Landesverfassung erfüllt. § 1 BbgAIG begründet ein 
generelles subjektiv-öffentliches Recht auf Zugang zu 
analogen und digitalen Aufzeichnungen163 öffentlicher Stellen. 
Eine Pflicht des Antragstellers, ein berechtigtes Interesse 
darzulegen oder glaubhaft zu machen, besteht nicht.

Zum Schutz des Amtsgeheimnisses sieht das Gesetz eine 
Reihe von Ausnahmen vor, die durch unbestimmte 
Rechtsbegriffe umschrieben werden.164 Der Zugang zu 
Unterlagen, die dem Datengeheimnis unterliegen, darf nur in 
den Fällen gewährt werden, in denen 

1. die Einwilligung des Betroffenen vorliegt165 
oder

2. sich aus der Abwägung der verschiedenen 
Interessen ein Vorrang des Interesses am 
Datenzugang ergibt.166

Im Lichte der Richtlinie 95/46/EG ist die 2. Alternative aber in 
der Weise auszulegen, dass ein Vorrang des Interesses am 
Datenzugang dann nicht in Betracht kommt, wenn der 
Antragsteller weder den Zweck, zu dem die Unterlagen 
entstanden sind, noch historische, statistische oder 
wissenschaftliche Zwecke verfolgt. Der Zugang zu Unterlagen, 
die Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse enthalten, darf mit 
Einwilligung des betroffenen Unternehmens eröffnet 
werden.167 Im übrigen ermächtigt § 1 BbgAIG jedoch nicht 
zur Durchbrechung besonderer Geheimnisse.168

Auf die Unterlagen, in die von einer öffentlichen Stelle nach § 
1 BbgAIG Einsicht gewährt worden ist und die später von 
einem öffentlichen Archiv als Archivgut übernommen worden 
sind, ist nach Ansicht des Brandenburgischen Ministeriums 
des Innern § 10 Abs. 7 BbgArchivG anzuwenden.169 Nach 
dieser Vorschrift gelten die Schutzfristen des § 10 Abs. 1 bis 3 
BbgArchivG nicht für Unterlagen, die bereits der Öffentlichkeit 
zugänglich waren. Allerdings bezieht sich § 10 Abs. 7 
BbgArchivG nicht auf solche Unterlagen, zu denen lediglich 
bestimmte natürliche Personen oder bestimmte juristische 
Personen des privaten Rechts durch eine Entscheidung der die 
Unterlagen verwahrenden öffentlichen Stelle Zugang erhalten 
haben. Es kann sich daher nicht auf die Schutzfristen des § 10 
Abs. 1 bis 3 BbgAIG auswirken, wenn vor der Übergabe eine 
Einsicht nach § 1 BbgAIG erfolgt ist.

Da § 1 BbgAIG keine Anwendung findet, soweit besondere 



Rechtsvorschriften generelle Regelungen über den Zugang zu 
Unterlagen öffentlicher Stellen treffen, kommt es nicht zu 
einer Kollision mit § 10 BbgArchivG.

 

Trotzdem müssen sich die öffentlichen Archive in 
Deutschland auf die Möglichkeit vorbereiten, dass der 
Bund und andere Länder dem Vorbild des Landes 
Brandenburg folgen werden. Auf die Schaffung von 
Gesetzen über den Zugang zu Unterlagen öffentlicher 
Stellen müssen sie Einfluß nehmen.170 Die 
archivpolitischen Ziele, die dabei zu verfolgen sind, 
bedürfen einer baldigen Festlegung.

Während sich ein generelles subjektiv-öffentliches 
Recht auf Zugang zu Unterlagen öffentlicher Stellen als 
Erlaubnis mit Verbotsvorbehalt erweist, unterliegt der 
Zugang zu Archivgut innerhalb der Schutz- oder 
Sperrfristen einem Verbot mit Erlaubnisvorbehalt. Die 
Erlaubnis mit Verbotsvorbehalt setzt voraus, dass in 
jedem Fall eine Prüfung erfolgt, ob einer der 
Verbotstatbestände vorliegt. Dabei hat die öffentliche 
Stelle die die Tatbestände umschreibenden 
unbestimmten Rechtsbegriffe171 zu konkretisieren. Ist 
bei dem Verbot mit Erlaubnisvorbehalt ein 
Erlaubnistatbestand gegeben, so liegt es im 
Ermessen172 des öffentlichen Archivs, als Rechtsfolge 
die Verkürzung der Schutz- oder Sperrfristen zu 
wählen. Da auch die Erlaubnistatbestände durch 
unbestimmte Rechtsbegriffe umschrieben werden, 
handelt es sich bei den jeweiligen Normen der 
Archivgesetze um Kopplungsvorschriften, die auf der 
Tatbestandsseite unbestimmte Rechtsbegriffe und auf 
der Rechtsfolgenseite eine Ermessensermächtigung 
enthalten.173 Die Konkretisierung der die 
Erlaubnistatbestände umschreibenden unbestimmten 
Rechtsbegriffe bestimmt bereits das Ergebnis der 
Ermessensausübung bei der Wahl der Rechtsfolge 
mit.174 Ob der Ausgleich zwischen dem Interesse am 
Datenzugang und dem Interesse am Datenschutz über 
eine Erlaubnis mit Verbotsvorbehalt oder über ein 
Verbot mit Erlaubnisvorbehalt erfolgt, ist im Ergebnis 
für die Entscheidung über einen Antrag auf Zugang zu 
Unterlagen unerheblich.175 Allerdings bietet nur das 
System der Schutz- und Sperrfristen die Möglichkeit, 
Unterlagen in grosser Zahl zugänglich zu machen, weil 
aufgrund der Maßnahmen, die in der Regel mit einer 
Verkürzung der Fristen verbunden sind, nicht in jedem 
Fall eine Prüfung des Inhalts erforderlich ist. 
Kollisionsregeln, die den Normen des 
Archivbenutzungsrechts gegenüber den Vorschriften 
der Zugangsgesetze ausdrücklich den Vorrang 
zuerkennen, müssen daher zu den archivpolitischen 
Zielen gehören. 

Die Schaffung von Gesetzen über den Zugang zu 
Informationen des öffentlichen Sektors wird auch von 
seiten der Datenschutzbeauftragten des Bundes und 
der Länder befürwortet.176 In Brandenburg bestimmt § 
11 BbgAIG den Landesbeauftragten für den 



Datenschutz sogar zum Landesbeauftragten für das 
Recht auf Akteneinsicht. Die Konzeption, die Stellen der 
Datenschutzbeauftragten des Bundes und der Länder 
zu Kompetenzzentren auszubauen,177 wird durch eine 
solche Erweiterung der Befugnisse gefördert. Die 
öffentlichen Archive können die Aufgabe, auch aus 
digitalen Aufzeichnungen eine archivische 
Überlieferung zu bilden, nur dann erfüllen, wenn sie 
das life-cycle-concept mit Erfolg umsetzen.178 
Rechtsvorschriften, die Befugnisse der öffentlichen 
Archive bei der Einführung elektronischer Systeme 
begründen, würden die Erfolgsaussichten erhöhen. Der 
Zugang natürlicher Personen oder juristischer Personen 
des privaten Rechts zu digitalen Aufzeichnungen 
öffentlicher Stellen setzt entsprechende 
Metainformations- und Auskunftssysteme voraus. Die 
Gesetze über den Zugang zu Unterlagen öffentlicher 
Stellen könnten eine Mitwirkung der öffentlichen 
Archive an der Einführung solcher Systeme vorsehen. 
Eine solche Regelung könnte ein weiteres 
archivpolitisches Ziel sein.

Ein der Forderung des Committee on Archival Legal 
Matters des International Council on Archives 
entsprechendes Recht auf Zugang zu Informationen 
des öffentlichen Sektors, das sich sowohl auf 
Registraturgut als auch auf Archivgut bezieht, ist mit 
der deutschen Rechtstradition nicht vereinbar. Das Ziel 
der Richtlinie 95/46/EG wird durch das deutsche 
Modell in höherem Maße als durch das dem Committee 
on Archival Legal Matters als Vorbild dienende 
schwedische Modell erreicht.179
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109 Vgl. Udo Schäfer, Das Patientengeheimnis – ein 
Hindernis für die Archivierung von 
Patientenunterlagen?, in: Dietrich Meyer/Bernd Hey 
(Hg.), Akten betreuter Personen als archivische 
Aufgabe. Beratungs- und Patientenakten im 



Spannungsfeld von Persönlichkeitsschutz und 
historischer Forschung (Veröffentlichungen der 
Arbeitsgemeinschaft der Archive und Bibliotheken in 
der evangelischen Kirche 25), Neustadt an der Aisch 
1997, S. 12–19.

110 Vgl. Hans-Ullrich Gallwas, Das Persönlichkeitsrecht 
als Grenze menschlicher Neugier, in: Hermann 
Bannasch (Hg.), Zeitgeschichte in den Schranken des 
Archivrechts (Werkhefte der Staatlichen 
Archivverwaltung Baden-Württemberg A 4), Stuttgart 
1995, S. 37, 40.

111 Udo Schäfer, Kulturgutschutz im Wandel?, Der 
Archivar 52 (1999).

112 Vgl. zu diesem Udo Schäfer, Die Pflicht zur 
Anbietung und Übergabe von Unterlagen in der 
archivarischen Praxis, in: Robert Kretzschmar (Hg.), 
Historische Überlieferung aus Verwaltungsunterlagen. 
Zur Praxis der archivischen Bewertung in Baden-
Württemberg (Werkhefte der Staatlichen 
Archivverwaltung Baden-Württemberg A 7), Stuttgart 
1997, S. 43; ders., wie Anm. 8, S. 23 f.

113 Vgl. Udo Schäfer, wie Anm. 112, S. 43 f.

114 Vgl. Udo Schäfer, wie Anm. 109, S. 17 f.

115 Udo Schäfer, Authentizität. Vom Siegel zur 
digitalen Signatur, in: Ders./Nicole Bickhoff (Hg.), 
Archivierung elektronischer Unterlagen (Werkhefte der 
Staatlichen Archivverwaltung Baden-Württemberg A 
13), Stuttgart 1999.
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LArchG SH. – § 16 Abs. 1 ThürArchivG.
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4 NArchG. – § 7 Abs. 5 Satz 1 ArchivG NW. – § 3 Abs. 2 
LArchG RP. – § 11 Abs. 7 SArchG. – § 9 Abs. 2 Satz 1, 2 
SächsArchG. – § 10 Abs. 2 ArchG-LSA. – § 9 Abs. 2 



LArchG SH. – § 18 Abs. 1 ThürArchivG.

120 Vgl. Herbert Günther, Unbestimmte Rechtsbegriffe 
der Archivgesetze als Aufforderung an die 
Fachwissenschaft, in: Karsten Uhde (Hg.), 
Qualitätssicherung und Rationalisierungspotentiale in 
der Archivarbeit (Veröffentlichungen der Archivschule 
Marburg 27), Marburg 1997, S. 89–113.

121 Vgl. Hans-Ullrich Gallwas, Der Anspruch auf 
Nutzung von Archivgut. Verfassungsrechtlicher 
Hintergrund, in: Archive und Gesellschaft. Referate des 
66. Deutschen Archivtags. 25.–29. September 1995 in 
Hamburg (Der Archivar. Beiband 1), Siegburg 1996, S. 
85–87.

122 Udo Schäfer, wie Anm. 8, S. 21.

123 Hermann Bannasch, Das Nähere º regelt die 
Landesregierung durch Rechtsverordnung 
(Benutzungsordnung) – Erfahrungen bei der 
Normierung der Archivgutnutzung in Baden-
Württemberg, in: Rainer Polley (Hg.), 
Archivgesetzgebung in Deutschland 
(Veröffentlichungen der Archivschule Marburg 18), 
Marburg 1991, S. 193. – Herbert Günther, 
Rechtsprobleme der Archivbenutzung, in: Rainer Polley 
(Hg.), Archivgesetzgebung in Deutschland 
(Veröffentlichungen der Archivschule Marburg 18), 
Marburg 1991, S. 150. – Hans-Ullrich Gallwas, wie Anm. 
110, S. 40 f. – Ders., wie Anm. 121, S. 88. – Udo 
Schäfer, wie Anm. 112, S. 38.

124 Vgl. Rainer Polley, StUG und deutsche 
Archivgesetze. Verwendung der Stasi-Unterlagen und 
Nutzung von Archivgut nach den deutschen 
Archivgesetzen insbesondere der neuen Bundesländer, 
in: Dagmar Unverhau (Hg.), Das Stasi-Unterlagen-
Gesetz im Lichte von Datenschutz und 
Archivgesetzgebung (Archiv zur DDR-Staatssicherheit 
2), Münster 1998, S. 166.

125 § 10 Abs. 1 BbgArchivG. – § 10 Abs. 1 Satz 1 
LArchivG MV. – § 9 Abs. 3 Satz 1 LArchG SH.

126 § 5 Abs. 1 Satz 1 BArchG. – § 6 Abs. 2 Satz 1 
LArchG BW. – Art. 10 Abs. 3 Satz 1 BayArchivG. – § 8 
Abs. 2 Satz 1 ArchGB. – § 7 Abs. 2 Satz 1 BremArchivG. 
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1 Satz 1 HArchG. – § 5 Abs. 2 Satz 1 NArchG. – § 7 Abs. 
2 Satz 1 ArchivG NW. – § 3 Abs. 3 Satz 1 LArchG RP. – § 
11 Abs. 1 Satz 1 SArchG. – § 10 Abs. 1 Satz 1 
SächsArchG. – § 10 Abs. 3 Satz 1 ArchG-LSA. – § 17 
Abs. 1 Satz 1 ThürArchivG.

127 § 10 Abs. 2 BbgArchivG. – § 10 Abs. 1 Satz 
LArchivG MV. – § 9 Abs. 3 Satz 2 LArchG SH.
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§ 7 Abs. 2 Satz 2 ArchivG NW. – § 10 Abs. 1 Satz 2 
SächsArchG. – § 17 Abs. 3 Satz 1 ThürArchivG.

130 § 5 Abs. 3 BArchG. – § 3 Abs. 3 Satz 4 LArchG RP. – 
§ 11 Abs. 2 Satz 1 SArchG. – § 10 Abs. 3 Satz 3 ArchG-
LSA.

131 § 6 Abs. 2 Satz 3 Hs. 1 LArchG BW. – Art. 10 Abs. 3 
Satz 2 BayArchivG. – § 8 Abs. 3 Satz 2 ArchGB. – § 10 
Abs. 3 Satz 1 BbgArchivG. – § 7 Abs. 2 Satz 2 Hs. 1 
BremArchivG. – § 5 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 Satz 1 
HmbArchG. – § 15 Abs. 1 Satz 3 HArchG. – § 10 Abs. 1 
Satz 3 LArchivG MV. – § 5 Abs. 2 Satz 4 NArchG. – § 7 
Abs. 2 Satz 3 Hs. 1 ArchivG NW. – § 10 Abs. 1 Satz 3 
SächsArchG. – § 9 Abs. 3 Satz 3 LArchG SH. – § 17 Abs. 
1 Satz 2 ThürArchivG.

132 § 5 Abs. 2 Satz 1 BArchG. – § 3 Abs. 3 Satz 2 
LArchG RP. – § 11 Abs. 3 Satz 1 SArchG. – § 10 Abs. 3 
Satz 2 Hs. 1 ArchG-LSA.

133 § 6 Abs. 2 Satz 3 Hs. 2 LArchG BW. – Art. 10 Abs. 3 
Satz 3 BayArchivG. – § 8 Abs. 3 Satz 4 ArchGB. – § 10 
Abs. 3 Satz 2 BbgArchivG. – § 7 Abs. 2 Satz 2 Hs. 2 
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134 § 15 Abs. 1 Satz 4 HArchG. – § 5 Abs. 2 Satz 4 
NArchG. – § 10 Abs. 1 Satz 4 SächsArchG.

135 § 5 Abs. 2 Satz 2 BArchG. – § 3 Abs. 3 Satz 2 
LArchG RP. – § 11 Abs. 3 Satz 2 SArchG. – § 10 Abs. 3 
Satz 2 Hs. 2 ArchG-LSA.

136 § 10 Abs. 3 Satz 3 BbgArchivG. – § 7 Abs. 2 Satz 2 
Hs. 3 BremArchivG. – § 5 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 Satz 3 
HmbArchG. – § 10 Abs. 1 Satz 4 LArchivG MV. – § 9 Abs. 
3 Satz 4 LArchG SH.

137 § 8 Abs. 3 Satz 5 ArchGB.

138 Für personenbezogene Unterlagen, die einem 
besonderen Geheimnis unterliegen, sehen die §§ 15 
Abs. 1 Satz 5 HArchG und 17 Abs. 3 Satz 2 ThürArchivG 
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139 Udo Schäfer, wie Anm. 109, S. 13–17.

140 Art. 6 Abs. 1 Satz 3 Nr. 1 BayArchivG. – § 4 Abs. 1 
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HmbArchG. – § 6 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 LArchivG MV. – § 3 
Abs. 2 Nr. 1 ArchivG NW. – § 8 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 
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141 § 6 Abs. 2 Satz 3 LArchG BW. – § 8 Abs. 3 Satz 1 
ArchGB. – § 10 Abs. 3 Satz 1 BbgArchivG. – § 7 Abs. 2 
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HmbArchG. – § 7 Abs. 2 Satz 3 ArchivG NW. – § 10 Abs. 
3 Satz 2 ArchG-LSA. – § 9 Abs. 3 Satz 3 LArchG SH. – 
Vgl. auch § 5 Abs. 2 Satz 4 NArchG; 
Verwaltungsvorschriften zum Niedersächsischen 
Archivgesetz. Runderlaß der [Niedersächsischen] 
Staatskanzlei vom 10. Januar 1995, NdsMBl. 1995, S. 
167, Nr. 9.1.

142 § 5 Abs. 5 Satz 1 BArchG. – § 6 Abs. 4 Satz 2 
LArchG BW. – Art. 10 Abs. 4 Satz 1 BayArchivG. – § 8 
Abs. 2 Satz 2, Abs. 4 Satz 1 ArchGB. – § 10 Abs. 5 Satz 
1 BbgArchivG. – § 7 Abs. 4 Satz 1 BremArchivG. – § 5 
Abs. 4 Satz 1 HmbArchG. – § 15 Abs. 4 Satz 1 HArchG. – 
§ 10 Abs. 4 Satz 1 LArchivG MV. – § 7 Abs. 4 Satz 1 
ArchivG NW. – § 10 Abs. 4 Satz 1 ArchG-LSA. – § 10 
Abs. 4 Satz 1 SächsArchG. – § 9 Abs. 5 LArchG SH. – § 
17 Abs. 5 Satz 1 ThürArchivG. – Vgl. auch § 5 Abs. 5 
Satz 2 NArchG; § 3 Abs. 4 Satz 1 LArchG RP; § 11 Abs. 5 
Satz 1, 2 SArchG.

143 § 5 Abs. 5 Satz 2 BArchG. – Art. 10 Abs. 4 Satz 2 
BayArchivG. – § 10 Abs. 4 Satz 2 Nr. 1 ArchG-LSA.

144 § 6 Abs. 4 Satz 3 LArchG BW. – § 8 Abs. 3 Satz 1–3, 
Abs. 4 Satz 2 ArchGB. – § 10 Abs. 9 Nr. 1 BbgArchivG. – 
§ 7 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 BremArchivG. – § 5 Abs. 4 Satz 3 
HmbArchG. – § 10 Abs. 4 Satz 2 Nr. 1 LArchivG MV. – § 
15 Abs. 4 Satz 3 HArchG. – § 7 Abs. 4 Satz 1 lit. a 
ArchivG NW. – § 10 Abs. 4 Satz 3 SächsArchG. – § 9 
Abs. 6 Satz 1 Nr. 1 LArchG SH. – § 17 Abs. 6 Satz 1–3 
ThürArchivG.

145 § 15 Abs. 4 Satz 2 Hs. 1 HArchG. – § 7 Abs. 4 Satz 1 
lit. b ArchivG NW. – § 10 Abs. 4 Satz 2 Hs. 1 
SächsArchG.

146 § 5 Abs. 5 Satz 3 BArchG. – § 6 Abs. 4 Satz 3 
LArchG BW. – Art. 10 Abs. 4 Satz 2 BayArchivG. – § 10 
Abs. 9 Nr. 2, 3 BbgArchivG. – § 7 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2, 3 
BremArchivG. – § 5 Abs. 4 Satz 3 HmbArchG. – § 10 
Abs. 4 Satz 2 Nr. 2, 3 LArchivG MV. – § 10 Abs. 4 Satz 2 
Nr. 2 ArchG-LSA. – § 9 Abs. 6 Satz 1 Nr. 2 LArchG SH. – 
§ 17 Abs. 5 Satz 2 ThürArchivG. – Vgl. auch § 8 Abs. 4 
Satz 3 ArchGB.

147 Udo Schäfer, wie Anm. 8, S. 26.

148 Udo Schäfer, wie Anm. 109, S. 20.

149 Vgl. Udo Schäfer, wie Anm. 109, S. 20.



150 § 6 Abs. 4 Satz 3, 4 LArchG BW.

151 § 15 Abs. 4 Satz 2 Hs. 2 HArchG.

152 § 11 Abs. 5 Satz 3 SArchG.

153 § 10 Abs. 4 Satz 2 Hs. 2 SächsArchG.

154 § 17 Abs. 5 Satz 2 Nr. 1 Satz 2 ThürArchivG.

155 Udo Schäfer, wie Anm. 8, S. 20–26.

156 Aufbruch und Erneuerung – Deutschlands Weg ins 
21. Jahrhundert. Koalitionsvereinbarung zwischen der 
Sozialdemokratischen Partei Deutschlands und Bündnis 
90/Die Grünen vom 20. Oktober 1998 (URL: http://
www.bundesregierung.de. Abruf: 15.03.1999).

157 BT-Drs. 13/8432. – Vgl. Gerald Häfner/Frauke 
Gerlach, Wissen ist Macht – Nichtwissen macht auch 
nichts? Vorstellung des Entwurfs für ein 
Informationsfreiheitsgesetz der Bundestagsfraktion 
Bündnis 90/Die Grünen, ZRP 1998, S. 123–127.

158 BT-Drs. 13/11152.

159 BT-Plenarprotokoll 13/244, S. 22740 A.

160 Vgl. aber auch § 5 Abs. 1 Satz 2 BArchG.

161 Christian Seiler, Tagungsbericht. Der 62. Deutsche 
Juristentag in Bremen 1998. Abteilung Öffentliches 
Recht, JZ 1999, S. 139–141.

162 BbgGVBl. I 1998, S. 46. – Vgl. Reiner Kneifel-
Haverkamp, Das Akteneinsichts- und 
Informationszugangsgesetz in Brandenburg, DuD 1998, 
S. 438–441; Christoph J. Partsch, Brandenburgs 
Akteneinsichts- und Informationszugangsgesetz (AIG) 
– Vorbild für Deutschland?, NJW 1998, S. 2559–2563.

163 § 3 Satz 1 BbgAIG.

164 § 4 Abs. 1, 2 BbgAIG.

165 § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 BbgAIG.

166 § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 BbgAIG.

167 § 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3, Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 BbgAIG.

168 §§ 4 Abs. 3, 5 Abs. 1 Satz 2 BbgAIG.
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Juli 1998, BbgABl. 1998, S. 842, Nr. 1.5.

170 Vgl. Claes Gränström, wie Anm. 4, S. 85 f., 93; Paul 
J. Sillitoe, Privacy in a public place: Managing public 
access to personal information controlled by archives 
services, Journal of the Society of Archivists 19 (1998), 
S. 7, 13.

171 Vgl. Hartmut Maurer, Allgemeines 
Verwaltungsrecht, München 121999, S. 132 f.

172 Vgl. Hartmut Maurer, wie Anm. 171, S. 124–129.

173 Vgl. Hartmut Maurer, wie Anm. 171, S. 142 f.

174 Matthias Herdegen, Beurteilungsspielraum und 
Ermessen im strukturellen Vergleich, JZ 1991, S. 
747–751.

175 Vgl. Hartmut Maurer, wie Anm. 171, S. 143 f.

176 Bettina Sokol, Datenschutz versus 
Informationszugang?, DuD 1997, S. 380–382. – Dies., 
Datenschutz und Informationszugang, in: Helmut 
Bäumler (Hg.), "Der neue Datenschutz" – Datenschutz 
in der Informationsgesellschaft von morgen, Neuwied 
und Kriftel 1998, S. 35–44. – Dietmar Bleyl, 
Allgemeines Informationszugangsrecht und Recht auf 
informationelle Selbstbestimmung, DuD 1998, S. 
32–35. – Vgl. aber Thomas Giesen, Grundrecht auf 
Informationszugang? Anmerkungen zu einem 
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grenzenlosen Informationsgesellschaft, DuD 1997, S. 
588–591.

177 Vgl. Helmut Bäumler, Der neue Datenschutz, in: 
Ders. (Hg.), "Der neue Datenschutz" – Datenschutz in 
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Kriftel 1998, S. 1–10; ders., "Der neue Datenschutz", 
RDV 1999, S. 5–8.

178 Udo Schäfer, Elektronische Systeme, digitale 
Speichermedien und archivische Optionen, 
Archivmitteilungen der Evangelischen Kirche im 
Rheinland 6/7 (1996/97), S. 49–56, 60 f. – Ders., 
Büroautomation in der Landesverwaltung Baden-
Württemberg. Strategisches und operatives 
archivarisches Handeln am Beispiel der Justiz, in: Frank 
M. Bischoff (Hg.), Archivierung von Unterlagen aus 
digitalen Systemen. Beiträge zur Tagung im 
Staatsarchiv Münster, 3.–4. März 1997 
(Veröffentlichungen der staatlichen Archive des Landes 
Nordrhein-Westfalen E 4), Münster 1997, S. 44–48. – 
Gudrun Fiedler, Effektives archivisches Management für 
elektronische Unterlagen am Beispiel der Länder 



Niedersachsen und Baden-Württemberg und des 
Bundesarchivs, in: Vom Findbuch zum Internet. 
Erschließung von Archivgut vor neuen 
Herausforderungen. Referate des 68. Deutschen 
Archivtags. 23.–26. September 1997 in Ulm (Der 
Archivar. Beiheft 3), Siegburg 1998, S. 141 f. – Sally 
McInnes, Electronic records: The new archival frontier?, 
Journal of the Society of Archivists 19 (1998), S. 215. – 
Vgl. aber Angelika Menne-Haritz, Die 
Archivwissenschaft, die Diplomatik und die 
elektronischen Verwaltungsaufzeichnungen, Archiv für 
Diplomatik 44 (1998), S. 351–354; dies., Die 
Verwaltung und ihre Archive. Überlegungen zur Latenz 
von Zeit in der Verwaltungsarbeit, Verwaltung & 
Management 5 (1999), S. 4–10.

179 Vgl. auch Klaus Oldenhage, Archival practice with 
regard to legislation and access in Germany, in: Access 
to archives. Legal aspects. Proceedings of the Thirthy-
Second International Conference of the Round Table on 
Archives. Edinburgh 1997, hg. vom International 
Council on Archives, Edinburgh und Paris 1998, S. 69.
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